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FORMULAR GENERELL, NICHT BEZOGEN AUF EIN BESTIMMTES PROJEKT

UNBEFANGENHEITSERKLÄRUNG EINES/EINER BESCHAFFENDEN

Falls der Anschein der Befangenheit wegen einer besonderen Beziehungsnähe zu einem Anbieter 
besteht, bin ich verpflichtet, in den Ausstand zu treten, weil sonst der Entscheid mit einem formel-
len Fehler behaftet ist und vom Gericht aufgehoben wird, unabhängig davon, ob der Entscheid im 
Übrigen korrekt ist oder nicht.

- Ich teile deshalb meinem Vorgesetzten unverzüglich schriftlich mit, falls in einem Beschaffungsverfah-
 ren eine Offerte einer Anbieterin eingeht, zu der ich eine besondere Beziehungsnähe oder sonstige 
 Kontakte habe. Als besondere Beziehungsnähe gelten zum Beispiel enge aktuelle oder frühere 
 (private) Geschäftsbeziehungen (z.B. Kundenbeziehung, strategische Partnerschaft, Beteiligungsform, 
 Anstellungsverhältnis), Partnerschaft (Ehe, eheähnliche Gemeinschaften), Verwandtschaft oder 
 Schwägerschaft, ein wirtschaftliches oder anderes Abhängigkeitsverhältnis oder mehrjährige militäri-
 sche Kameradschaft. 

- Bei der Evaluation eingegangener Angebote im Rahmen eines Beschaffungsverfahrens vertrete ich 
 ausschliesslich die Interessen des Bundes und  
 In einem Beschaffungsverfahren sind sämtliche Informationen, Unterlagen und Ergebnisse vor,  
 während und nach dem Vergabeverfahren vertraulich. Konkret heisst dies, dass diese Daten 
 unberechtigten Dritten in keiner Art und Weise zugänglich gemacht und nicht aus den hierfür bestimm-
 ten Räumlichkeiten entfernt werden dürfen. 

- Zudem darf vor und während des Vergabeverfahrens kein Kontakt mit potentiellen Anbietern betreffend 
	 die	fragliche	Beschaffung	stattfinden,	der	die	Gleichbehandlung	aller	Anbietenden	gefährden	könnte.

- Die Nichteinhaltung der oben aufgeführten Punkte kann für Angestellte des Bundes eine Verletzung 
	 der	personalrechtlichen	Sorgfalts-	und	Treuepflicht	und	des	Bundespersonalrechts,	bei	externen	 
 Mitarbeitenden eine schwere Vertragsverletzung darstellen.

- Schadenersatzforderungen aus dem Verantwortlichkeitsgesetz (SR 170.32), die sich bei einer solchen 
	 Pflichtverletzung	insbesondere	aus	den	verwaltungsinternen	Aufwänden	bei	der	ganzen	oder	
 teilweisen Wiederholung des Vergabeverfahrens ergeben, bleiben vorbehalten. 

	 Ich	bestätige,	die	obigen	Ausführungen	und	Verpflichtungen	sowie	die	nachstehenden	Auszüge	aus	
 den einschlägigen Rechtsgrundlagen zur Kenntnis genommen zu haben.

 Ort und Datum:         

 Vorname und Name:      

 Organisationseinheit: 

 

 
 Unterschrift:  ______________________________
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Auszüge aus dem Bundespersonalgesetz vom 24. März 2000 (BPG; SR 172.220.1) bzw. aus der 
Bundespersonalverordnung vom 3. Juli 2001 (BPV; SR 172.220.111.3):

Interessenwahrung

Art. 20 BPG – Wahrung der Interessen der Arbeitgeber

1 Die Angestellten haben die ihnen übertragene Arbeit mit Sorgfalt auszuführen und die berechtigten Inter-
essen des Bundes beziehungsweise ihres Arbeitgebers zu wahren.

Vorteilsannahme

Art. 21 BPG – Verpflichtungen des Personals

3 Das Personal darf weder für sich noch für andere Geschenke oder sonstige Vorteile beanspruchen, 
annehmen oder sich versprechen lassen, wenn dies im Rahmen des Arbeitsverhältnisses geschieht.

Art. 93 BPV – Annahme von Geschenken und sonstigen Vorteilen

1 Die Annahme von geringfügigen und sozial üblichen Vorteilen gilt nicht als Geschenkannahme im  
Sinne des Gesetzes. Als geringfügige Vorteile gelten Naturalgeschenke, deren Marktwert 200 Franken 
nicht übersteigt.

2 Angestellten, die an einem Beschaffungs- oder Entscheidprozess beteiligt sind, ist auch die Annahme 
von geringfügigen und sozial üblichen Vorteilen untersagt, wenn: 

  a.  der Vorteil offeriert wird von: 
 1. einer effektiven oder potenziellen Anbieterin oder einem effektiven oder potenziellen Anbieter,
 2. einer Person, die an einem Entscheidprozess beteiligt oder davon betroffen ist; oder
 
  b.  ein Zusammenhang zwischen der Vorteilsgewährung und dem Beschaffungs- oder Entscheidprozess  
 nicht ausgeschlossen werden kann.

3	Können	Angestellte	Geschenke	aus	Höflichkeitsgründen	nicht	ablehnen,	so	liefern	sie	diese	der	zustän-
digen	Stelle	nach	Artikel	2	ab.	Die	Annahme	aus	Höflichkeit	muss	im	Gesamtinteresse	des	Bundes	liegen.	
Die Annahme und allfällige Verwertung solcher Geschenke erfolgt durch die zuständige Stelle nach  
Artikel 2 zugunsten der Eidgenossenschaft.

4 In Zweifelsfällen klären die Angestellten mit den Vorgesetzten die Zulässigkeit der Annahme von 
Vorteilen ab.

Art. 93a BPV – Einladungen

1	Angestellte	lehnen	Einladungen	ab,	wenn	deren	Annahme	ihre	Unabhängigkeit	oder	ihre	Handlungs-
fähigkeit	beeinträchtigen	könnte.	Einladungen	ins	Ausland	sind	abzulehnen,	ausser	es	liegt	eine	schriftliche	
Bewilligung der Vorgesetzten vor.

2 Angestellten, die an einem Beschaffungs- oder Entscheidprozess beteiligt sind, ist die Annahme von  
Einladungen auch untersagt, wenn:

  a.  die Einladung offeriert wird von: 
 1.  einer effektiven oder potenziellen Anbieterin oder einem effektiven oder potenziellen Anbieter, 
 2.  einer Person, die an einem Entscheidprozess beteiligt oder davon betroffen ist; oder

  b.  ein Zusammenhang zwischen der Einladung und dem Beschaffungs- oder Entscheidprozess nicht  
 ausgeschlossen werden kann.

3 In Zweifelsfällen klären die Angestellten mit den Vorgesetzten ab, ob sie die Einladung annehmen dürfen.
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Art. 94 BPV  – Berufs-, Geschäfts- und Amtsgeheimnis

1	Die	Angestellten	sind	zur	Verschwiegenheit	über	berufliche	und	geschäftliche	Angelegenheiten	verpflich-
tet, die nach ihrer Natur oder auf Grund von Rechtsvorschriften oder Weisungen geheim zu halten sind.

2	Die	Pflicht	zur	Wahrung	des	Amts-	und	Berufsgeheimnisses	bleibt	auch	nach	Beendigung	des	Arbeitsver-
hältnisses bestehen.

3 Die Angestellten dürfen sich als Partei, Zeuginnen oder Zeugen oder gerichtliche Sachverständige über 
Wahrnehmungen, die sie auf Grund ihrer Aufgaben oder in Ausübung ihrer Funktion gemacht haben und 
die sich auf ihre dienstlichen Aufgaben beziehen, nur äussern, wenn die zuständige Stelle nach Artikel 2 
sie schriftlich dazu ermächtigt hat.

4 Vorbehalten bleibt Artikel 47bis des Geschäftsverkehrsgesetzes vom 23. März 1962.

Art. 94a BPV  – Ausstand

1	Angestellte	treten	in	den	Ausstand,	wenn	sie	aus	einem	persönlichen	Interesse	in	einer	Sache	oder	aus	
anderen	Gründen	befangen	sein	könnten.	Der	Anschein	der	Befangenheit	genügt	als	Ausstandsgrund.

2 Als Befangenheitsgründe gelten namentlich:
		a.		die	besondere	Beziehungsnähe	oder	die	persönliche	Freund-	oder	Feindschaft	zu	natürlichen	und	
 juristischen Personen, die an einem Geschäft oder Entscheidprozess beteiligt oder davon betroffen 
 sind; 
  b.  das Vorliegen eines Stellenangebotes von einer natürlichen oder juristischen Person, die an einem 
 Geschäft oder einem Entscheidprozess beteiligt oder davon betroffen ist.

3 Die Angestellten legen nicht vermeidbare Befangenheitsgründe den Vorgesetzten rechtzeitig offen. In 
Zweifelsfällen entscheiden diese über den Ausstand.

4 Für Angestellte, die eine Verfügung zu treffen oder diese vorzubereiten haben, gilt Artikel 10 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes vom 20. Dezember 1968.

Art. 94b BPV – Unabhängigkeit

Verwaltungseinheiten, die Aufsichts-, Veranlagungs-, Vergabeentscheide oder Entscheide von vergleichba-
rer	Tragweite	treffen	oder	vorbereiten,	können	mit	Angestellten	in	der	Funktion	eines	Direktors	oder	einer	
Direktorin, eines stellvertretenden Direktors oder einer stellvertretenden Direktorin, eines Vizedirektors oder 
einer Vizedirektorin ein Verbot einer Tätigkeit für einen anderen Arbeit- oder Auftraggeber vereinbaren. Die-
se	Angestellten	dürfen	während	höchstens	zwei	Jahren	nach	Beendigung	ihres	Arbeitsverhältnisses	nicht	
für einen Adressaten im Rahmen eines Anstellungs- oder Auftragsverhältnisses tätig sein, der in den letzten 
zwei	Jahren	vor	Beendigung	des	Arbeitsverhältnisses	massgeblich	von	einem	der	erwähnten	Entscheide	
betroffen war.

Nebenbeschäftigung

Art. 23 BPG

Die	Ausführungsbestimmungen	können	die	Ausübung	bestimmter	Tätigkeiten	und	öffentlicher	Ämter	von	
einer	Bewilligung	abhängig	machen,	soweit	sie	die	Erfüllung	der	Aufgaben	zu	beeinträchtigen	vermögen.

Art. 91 BPV 

1	Die	Angestellten	melden	ihren	Vorgesetzten	sämtliche	öffentlichen	Ämter	und	gegen	Entgelt	ausgeübten	
Tätigkeiten, die sie ausserhalb ihres Arbeitsverhältnisses ausüben.

1bis	Unentgeltlich	ausgeübte	Tätigkeiten	sind	meldepflichtig,	sofern	Interessenkonflikte	nicht	ausgeschlossen	
werden	können.
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2	Die	Ausübung	der	Ämter	und	Tätigkeiten	nach	den	Absätzen	1	und	1bis bedarf der Bewilligung, wenn:
  
  a.  sie die Angestellten in einem Umfang beanspruchen, der die Leistungsfähigkeit im Arbeitsverhältnis mit 
 dem Bund vermindern kann; 
		b.		aufgrund	der	Art	der	Tätigkeit	die	Gefahr	eines	Konfliktes	mit	den	dienstlichen	Interessen	besteht.

3	Wenn	nicht	im	Einzelfall	Interessenkonflikte	ausgeschlossen	werden	können,	wird	die	Bewilligung	
verweigert.	Interessenkonflikte	können	insbesondere	bei	folgenden	Tätigkeiten	bestehen:

  a.  Beratung oder Vertretung von Dritten in Angelegenheiten, die zu den Aufgaben der Verwaltungseinheit 
	 gehören,	bei	der	die	angestellte	Person	tätig	ist;	
  b.  Tätigkeiten im Zusammenhang mit Aufträgen, die für den Bund ausgeführt werden oder die der  
 Bund in absehbarer Zeit zu vergeben hat.

4 Die an einer schweizerischen Vertretung im Ausland eingesetzten Angestellten bedürfen für gegen Entgelt 
ausgeübte Tätigkeiten in jedem Fall einer Bewilligung des EDA. Für Angestellte der Karrieredienste des 
EDA	gilt	die	Bewilligungspflicht	auch	während	Einsätzen	im	Inland.	Die	Angestellten	erstatten	dem	EDA	
periodisch Bericht über diese Tätigkeiten. Das EDA regelt die Modalitäten.

5 Das EDA kann für Begleitpersonen der an einer schweizerischen Vertretung im Ausland eingesetzten 
Angestellten	eine	Melde-	und	Bewilligungspflicht	für	gegen	Entgelt	ausgeübte	Tätigkeiten	vorsehen.

Beziehungsnähe/Ausstand 

Erläuterungen zu Art. 10 VwVG:

Personen,	die	im	Amt	Aufträge	vergeben,	abwickeln	oder	auf	deren	Inhalt	Einfluss	nehmen	können,	
müssen unbefangen sein und somit keine Beziehungsnähe zu Offerierenden respektive Auftragnehmern 
haben.

Sie	sollen	eine	schriftliche	Erklärung	abgeben,	dass	sie	sich	verpflichten,	seinem/ihrem	Vorgesetzten	sofort	
schriftlich anzuzeigen, wenn sie bei einem Beschaffungsprozess involviert sind bei dem sie eine solche 
Beziehungsnähe haben. Besteht eine solche Beziehungsnähe, entscheidet der Vorgesetzte über einen 
allfälligen Ausstand.

Als besondere Beziehungsnähe gelten zum Beispiel engere Geschäftsbeziehungen (wie Kundenbe-
ziehung, strategische Partnerschaft, Beteiligungsform), Partnerschaft (Ehe, eingetragene Partnerschaft, 
eheähnliche Gemeinschaften), Verwandtschaft oder Schwägerschaft, ein wirtschaftliches oder anderes 
Abhängigkeitsverhältnis oder mehrjährige, militärische Kameradschaften.

Art. 10 VwVG

B. Ausstand
1 Personen, die eine Verfügung zu treffen oder diese vorzubereiten haben, treten in Ausstand, wenn sie:

a.		 in	der	Sache	ein	persönliches	Interesse	haben;	
b.  mit einer Partei durch Ehe oder eingetragene Partnerschaft verbunden sind oder mit ihr eine  faktische 
 Lebensgemeinschaft führen; 
bbis. mit einer Partei in gerader Linie oder bis zum dritten Grade in der Seitenlinie verwandt oder  
 veschwägert sind; 
c.  Vertreter einer Partei sind oder für eine Partei in der gleichen Sache tätig waren; 
d.		 aus	anderen	Gründen	in	der	Sache	befangen	sein	könnten.

2	Ist	der	Ausstand	streitig,	so	entscheidet	darüber	die	Aufsichtsbehörde	oder,	wenn	es	sich	um	den	Aus-
stand	eines	Mitgliedes	einer	Kollegialbehörde	handelt,	diese	Behörde	unter	Ausschluss	des	betreffenden	
Mitgliedes.

Genehmigt	am	1.	Februar	2011,	an	Änderung	der	BPV	angepasst	am	1.10.2012.
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